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der Lethargiephase sind sie kaum in der Lage, größere Entfer­
nungen zurückzulegen und Köderstationen zu erreichen, die 
schwer zugänglich sind, z.B. wenn diese erhöht stehen. 
Dadurch könnte verhindert werden, daß die Tiere noch kurz 
vor dem Verenden eine größere Menge Giftköder aufnehmen. 
Entsprechende Versuche werden zur Zeit dutchgeführt. 
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65 years „Amtliche Pflanzenschutzbestimmungen" 
Von M. Hille 
Zusammenfassung 
Auftrag, Erscheinungsweise, Redaktion, Beziehergruppen 
und Inhalt der während der vergangenen 65 Jahre von der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft und 
ihren Vorgängerinnen herausgegebenen Zeitschrift „Amtliche 
Pflanzenschutzbestimmungen" werden beschrieben. Diese für 
die Pflanzenschutzdienste der Bundesrepublik Deutschland 
gedruckte Zeitschrift enthält vor allem Übersetzungen phyto­
sanitärer Einfuhrbestimmungen des Auslandes, die bei der 
Ausfuhr bestimmter Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse zu 
beachten sind. 
Abstract 
The journal "Amtliche Pflanzenschutzbestimmungen" has been pub­
lished by the "Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt­
schaft'' and i ts predecessors for 65 years now. lts tasks and contents as 
weil as publication dates, the editorial staff and the groups of subscrib­
ers are described. This journal is printed for the plant protection 
services of the Federal Republic of Germany and contains mainly 
translations of foreign phytosanitary regulations relevant to the export 
of certain plants and plant products. 
Auftrag 
Auf einen Bericht des Kaiserlichen Gesundheitsamtes vom 14. 
Mai 1903 antwortete der Staatssekretär des Innern am 8. Mai 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 42. 1990 
1904 wie folgt: ,,Der Absicht, in einer Veröffentlichung des 
Kaiserlichen Gesundheitsamts die vom Reich und den Bun­
desstaaten f ür den Pflanzenschutz getroffenen Maßnahmen 
zusammenstellen zu lassen, kann ich zwar im allgemeinen 
zustimmen. Die von Eurer Hochwohlgeboren hierfür aufge­
stellten Grundsätze scheinen mir aber den Kreis der einschlä­
gigen gesetzlichen und behördlichen Vorschriften und Erlasse 
erheblich zu weit zu ziehen. Ich möchte Eurer Hochwohlgebo­
ren wiederholter Würdigung empfehlen, ob es nicht vorzuzie­
hen wäre, die Veröffentlichung auf Maßnahmen des Pflanzen­
schutzes im engeren Sinne zu beschränken und stelle erge­
benst anheim, die mir vorgelegten Grundsätze für die Aus­
wahl des Materials entsprechend umzugestalten und dem­
nächst wieder einzureichen." Dem Innenministerium wurden 
· am 26. Juni 1904 die revidierten Grundsätze für die Zusam­
menstellung des Materials zu der vorgesehenen Veröffentli­
chung mit dem Titel „Behördliche Maßnahmen, betreffend
den Pflanzenschutz" übersandt. Hier seien die ersten beiden
Grundsätze zitiert:
„1. Dem Titel entsprechend sollen nicht bloß Gesetze und
Verordnungen aufgenommen werden, sondern auch Rund­
schreiben, Entschließungen, Bekanntmachungen usw., auch
wenn in ihnen nur die Aufmerksamkeit der Bevölkerung auf
eine Krankheit gelenkt und eine Belehrung über eine solche
gegeben wird. Erlasse pp., die nur schriftlich ergangen sind,
sollen Aufnahme finden, soweit die Regierungen der beteilig-
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ten Bundesstaaten dami t  e inverstanden sind . 2 .  Vol l ständig­
keit soll hinsichtlich der Verordnungen usw . nur bis zu den 
Königlich Preußischen Regierungen und ihnen gleichstehen­
den Behörden anderer Bundesstaaten abwärts erstrebt wer­
den .  Verordnungen usw . von unter jenen stehenden Behörden 
sol len nur wiedergegeben werden ,  soweit sie zur Kenntnis 
gelangten und ein besonderes Interesse boten . "  
Auf diesen Bericht antwortete der Staatssekretär des Innern 
am 30. August 1904 : , ,Mit den nunmehr aufgestel l ten Grund­
sätzen für die Auswahl der zu veröffentlichenden behördl i­
chen Maßnahmen , betreffend den Pflanzenschutz , erkläre ich 
mich einverstanden . Von dem Abschlusse der Sammelarbeit 
wollen Eure Hochwohlgeboren Anzeige erstatten ; ich werde 
sodann die erforderliche Mitwirkung der Bundesregierungen 
vermitteln"  (Abb . 1 ) .  
Die regelmäßige Veröffentl ichung gesammelter Gesetzes­
texte aus dem Pflanzenschutzbereich setzte - wohl verzögert 
durch den Ersten Weltkrieg - erst mit der von der Biologi­
schen Reichsanstalt für Land- und Forstwirtschaft (B RA) in 
Berlin-Dahlem herausgegebenen , ab 1 .  Jul i  1921 monatlich 
Abb . 1. Links : Genehmigung vom 30. August 1904 zur Veröffent l i ­
chung von Pflanzenschutzbest immungen . 
Rechts : Seite 1 der ersten Ausgabe der „Amtlichen Pflanzenschutzbe­
stimmungen" vom l .  Oktober 1924 . 
erscheinenden Zeitschrift „Nachrichtenblatt für den deutschen 
Pflanzenschutzdienst" ein . Bereits „Zur Einführung" der 
Nummer 1 des ersten Jahrganges dieser Zeitschrift schrieb der 
damalige Direktor der BRA, Prof. Dr. APPEL, daß , um „den 
im praktischen Pflanzenschutzdienst Tätigen Belehrung und 
Informationen zu übermitte ln" ,  unter anderem „in seinem 
amtlichen Teil die einschlägigen Gesetze und Verordnungen" 
veröffentlicht werden würden .  Diese Anforderung gil t auch 
heute noch : Nach § 33 Abs . 2 des Gesetzes zum Schutze der 
Kulturpflanzen vom 1 5 .  September 1986 (BGB! .  I 1986 S . 
1505) ist das Bereitstellen von Informationen für den Zweck 
dieses Gesetzes nach wie vor eine der Aufgaben der Biologi­
schen Bund�sanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) .  
Erscheinungsweise 
1924-1943 
Jedes Heft der ersten zwölf J ahrgänge ( 1921-1932) des „Nach­
richtenblattes für den deutschen Pflanzenschutzdienst" ent­
hielt unter der Rubrik „Gesetze und Verordnungen" überwie­
gend kurze Notizen zu phytosanitären Bestimmungen des In­
und Auslandes ,  die von den ebenfalls im Nachrichtenblatt 
bekanntgegebenen  „Pflanzenbeschausachverständigen für die 
Kartoffelausfuhr" und „Pfl anzenbeschausachverständigen für 
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die Pflanzenausfuhr" zu beachten waren. Vom Beginn des 13. 
Jahrganges an (1933) wurde diese Rubrik in die beiden neuen 
Rubriken „Gesetze und Verordnungen" und „Pflanzenbe­
schau" aufgeteilt. Da in dem Nachrichtenblatt wegen der 
begrenzten Seitenzahl (8-12 Seiten/Heft) ausführlichere 
Gesetzestexte nicht abgedruckt werden konnten, gab die BRA 
vom 1. Oktober 1924 an die zusätzliche Zeitschriftenreihe 
,,Amtliche Pflanzenschutzbestimmungen" heraus (Abb. 1), 
deren Hefte (im DIN-AS-Format) dem Nachrichtenblatt (im 
DIN-A4-Format) beigelegt wurden. 
Von den „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" 
erschien im ersten Jahr (1924) nur ein Heft. In den folgenden 
Jahren (1925-1932) waren es zwei bis vier Hefte im Jahr. 
Bis auf Band I mit zwölf Heften aus fünf Jahren umfassen 
die folgenden drei Bände jeweils nur vier bis sechs Hefte aus 
drei bis zwei aufeinanderfolgenden Jahren. 
Ab Januar 1933 (Heft IV/5) wurden die Seiten der „Amtli­
chen Pflanzenschutzbestimmungen" nur noch einse1t1g 
bedruckt; infolge des sich daraus ergebenden höheren Papier­
bedarfs stieg die Anzahl der Hefte je Jahr auf fünf bis zehn 
Hefte. Die Auslieferung von zwölf Heften/Jahr wurde nur 
einmal, im Jahre 1934, erreicht. Ab 1935 wurden alle Hefte 
eines Jahres zu einem Band zusammengefaßt. 
Das letzte Heft dieser Folge ist Heft XV/1 mit dem Datum 
1. März 1943. Kriegsbedingt (wegen Papiermangel) wurde Zll 
dieser Zeit das Erscheinen des Nachrichtenblattes und damit
auch der „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" einge­
stellt.
1943-1949 
Von Juli 1943 bis Januar 1945 trat an die Stelle des Nachrich­
tenblattes und der „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" 
das „Reichs-Pflanzenschutzblatt", das als zweimonatliches, 
amtliches Mitteilungsblatt insgesamt zehnmal erschien. Das 
letzte Heft war die Nummer 1 des dritten Jahrganges. 
Während der ersten beiden Nachkriegsjahre (1945-1946) 
standen für die erneute Herausgabe des Nachrichtenblattes 
und damit auch der „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmun­
gen" nicht nur keine Mittel zur Verfügung, sondern es fehlten 
auch die zentralen Dienststellen, die normalerweise Informa­
tionen sammeln, auswerten und weitergeben. 
Ab 1947 wurde von der Biologischen Zentralanstalt (BZA) 
Berlin die Herausgabe des Nachrichtenblattes als „Neue 
Folge" und damit unter geänderter Numerierung wieder auf­
genommen. Das erste, im April 1947 erschienene Heft wurde 
folglich als Heft 1, Jahrgang 1 der Neuen Folge - mit dem 
Zusatz „der ganzen Reihe 27. Jahrgang" - eingeordnet. Diese 
Zeitschrift wurde von dem - nach der Teilung Berlins in Berlin 
(West) und Berlin (Ost) im Herbst 1948 - in der sowjetischen 
Besatwngszone gelegenen Teil der BZA (Berlin W 8, Leipzi­
ger Straße 5-7) fortgeführt, der später von dem Ministerium 
für Land- und Forstwirtschaft der Deutschen Demokratischen 
Republjk übernommen wurde. Der Zeitschriftentitel blieb bis 
einschließlich Heft 12 des 24. Jahrganges (1970) erhalten. 
Danach wurde er in „Nachrichtenblatt für den Pflanzenschutz­
dienst in der DDR" geändert. 
Eine Beilage für amtliche Pflanzenschutzbestimmungen war 
für diese „Neue Folge" nicht vorgesehen. 
1949-1976 
Ab Januar 1949 erschien das „Nachrichtenblatt der Biologi­
schen Zentralanstalt Braunschweig", das spätere „Nachrich­
tenblatt des Deutschen Pflanzenschutzdienstes". Bereits 1949 
lag dem Mai-, August- und November-Heft ein Heft (in DIN-
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A4-Format) mit dem Titel „Pflanzenschutzbestimmungen" 
bei. Im März 1950 kam das einzige Heft der „Pflanzenschutz­
bestimmungen" jenes Jahres (Band II) mit einem Umfang von 
102 Seiten im DIN-AS-Format heraus. Damit wurde diese 
Zeitschriftenreihe in ihren Abmessungen wieder den Vor­
kriegsausgaben angeglichen. (Auch die drei Hefte des Bandes 
I aus dem Jahre 1949 wurden 1952 auf insgesamt 66 Seiten im 
DIN-AS-Format nachgedruckt.) Der ursprüngliche Titel 
„Amtliche Pflanzenschutzbestimmunge_n" mit dem Zusatz 
„Neue Folge" wurde erstmals auf der Titelseite Zll Heft 2 von 
Band III (1951-1952) verwendet. Dieser Band stellte mit 398 
Seiten in sechs Heften nahew einen Doppelband dar. Band 
IV (1952-1953) und Band V (1953) umfaßten jeweils drei 
Hefte mit 214 bzw. 174 Seiten. 
In den Jahren 1954-1971 bestand jeder Band ( der Bände VI 
bis 31) aus vier Heften mit zusammen etwa 190 bis 240 Seiten. 
Dagegen waren zu den Bänden 32 bis 34 (1972-1975) jeweils 
nur drei Hefte wsammengefaßt worden. Die Seitenzahl dieser 
drei Bände betrug jedoch weiter 203, 214 und 224. 
Für den Druck der neuen Folge der „Amtlichen Pflanzen­
schutzbestimmungen" war bis einschließlich Heft V/3 (Sep­
tember 1953) der Verlag Bugen Ulmer, Stuttgart, zuständig, 
bei dem die Herstellung des Nachrichtenblattes lag und auch 
heute noch liegt. Danach (ab Februar 1954 bis September 
1975) übernahm den Druck die Deutsche Zentraldruckerei, 
Berlin, die Rechtsnachfolgerin der Reichsdruckerei, wo von 
1924 bis 1943 die „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" 
gedruckt worden waren. 
1976-1989 
Erstmals für Band 35 (1976-1977) wurden die Hefte der 
,,Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" in der Hausdruk­
kerei der BBA in Braunschweig im Offsetdruck hergestellt. 
Seit der Verwendung dieses Druckverfahrens besteht jeder 
Band aus fünf Heften. Im Durchschnitt hat jeder Band etwa 
217 Seiten. 
Mit der Umstellung auf Offsetdruck wurde auch die Liefe­
rung als kostenlose Beilage zum Nachrichtenblatt eingestellt. 
Die „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" waren damit 
zu einer eigenständigen Zeitschrift geworden, die ab Band 36 
(1978) die ISSN 0342-9172 führte (ISSN = International Stan­
dard Series Number). 
Bis einschließlich Band 39 (1981-1982) waren die „Amtli­
chen Pflanzenschutzbestimmungen" in Berlin erschienen. Ab 
Band 40 (1982) wird auf dem Titelblatt Braunschweig als Sitz 
des Bearbeiters (der Redaktion) genannt, da zum 1. Januar 
1982 die für die Bearbeitung dieser Zeitschrift zuständige 
Dienststelle von Berlin nach Braunschweig verlegt worden 
war. 
Redaktion 
1924-1943 
Die Schriftleitung des Nachrichtenblattes (einschließlich des 
nachfolgenden Reichs-Pflanzenschutzblattes) lag von Anfang 
an bis Kriegsende (1921-1945) in den Händen von Prof. Dr. 
MORSTAIT. Die Redaktion der „Amtlichen Pflanzenschutzbe­
stimmungen", das heißt die Auswahl der dort abwdruckenden 
Gesetze und Verordnungen des In- und Auslandes, dürfte 
dagegen immer bei den mit der Gesetzessammlung verbunde­
nen Dienststellen der BRA gelegen haben, für die in jener 
Zeit folgende Mitarbeiter der BRA verantwortlich waren: 
Dr. SCHWARTZ (1924-1926), Dr. NOACK (1926-1927), 
Dr. TRAPPMANN (1927-1929) und Dr. WILKE (1929-1944). 
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1949-1989 
Ab Januar 1949 wurde unter der Schriftleitung von Prof. Dr. 
GASSNER und Dr. BERCKS das „Nachrichtenblatt der Biologi­
schen Zentralanstalt Braunschweig" herausgegeben, dessen 
Titel man bereits im Januar 1950 in „Nachrichtenblatt des 
Deutschen Pflanzenschutzdienstes" änderte. Von 1950 bis 
1970 lag die Schriftleitung bei Dr. KRAUSE und ab 1972 bei 
Dr. KOCH. (Aus der BZA Braunschweig ging im September 
1950 - rückwirkend zum 1. April 1950 - die Biologische 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft hervor.) 
Für das Wiedererscheinen der „Amtlichen Pflanzenschutz­
bestimmungen" im März 1949 dürften Dr. LUDEWI�, D:.
HÄRLE und Dr. TRAPPMANN verantwortlich gewesen sem. Sie 
alle waren langjährige Mitarbeiter der BRA in Berlin-Dah­
lem: Dr. LUDEWIG hatte am 1. Oktober 1947 bei der BZA 
BerLin-Dahlem die Leitung der Dienststellen „Pflanzenschutz­
gesetzgebung" und „Pflanzenquarantän_e" übernommen. D:.
HÄRLE baute ab 15. Februar 1949 für die BZA Braunschweig 
die Dienststelle für Gesetzeskunde und Meldedienst im 
Pfla��enschutz" auf. Und Dr. TRAPPMANN, selbst von 1927 bis 
1929 Leiter der Dienststelle „Sammlung der Gesetze und 
Verordnungen über Pflanzenschutz, Seuchenbekämpfung, 
Naturschutz usw.", hatte in der BZA Braunschweig neben 
seiner Funktion als Leiter des Institutes für Prüfung von 
Pflanzenschutzmitteln und -geräten wieder mit dem Sammeln 
von Gesetzen begonnen. 
Bereits das dritte Heft der „Amtlichen Pflanzenschutzbe­
stimmungen" (November 1949) wurde in Gemeinschaft mit 
der BZA Berlin-Dahlem bearbeitet. Ab Band VI (1954) lag 
die redaktionelle Bearbeitung dieser Zeitschrift wieder aus­
schließlich bei der „Dienststelle für Organisations- und Geset­
zesfragen" in Berlin-Dahlem, deren Bezeic�nun� 1958 in 
Dienststelle für Grundsatzfragen" und 1972 111 „Dienststelle 
für wirtschaftliche Fragen und Rechtsangelegenheiten im 
Pflanzenschutz" geändert wurde. Die Leiter dieser Dienst­
stelle waren Dr. LUDEWIG (1947-1962), Dr. QUANTZ 
(1962-1981) und Dr. HlLLE (seit 1981). 
. . . . 
Wer die ausländischen Gesetzestexte, soweit sie 111 Englisch
und Französisch vorlagen, in den Jahren bis 1937 übersetzte, 
läßt sich nicht mehr feststellen. Längere Texte waren in Berlin 
an Übersetzer außerhalb der BRA vergeben worden. Die 
erste Angestellte im Fremdsprachendienst (nach heutiger 
Berufsbezeichnung), die - nach den noch vorhandenen Unter­
lagen - von 1937 an in der Dienststelle für Grundsatzfragen 
hauptsächlich mit Übersetzungen von Gesetzestexten �us de':1 
Englischen und Französischen tJefaßt war, (von freiberufli­
chen Übersetzern gelieferte) Ubersetzungen aus anderen 
Sprachen überarbeitete und Korrekturen zu lesen hatte, war 
Frau FISCHER (1937-1967). Es folgten Frau HALLE 
(1967-1969), Frau PANKA (1970-1974�, Fr�u FIEDL_
ER
(1975-1981), Frau VOGT-ARNDT (1982 bis Jub 1986; Marz 
1987 bis Juli 1988 halbtags), Frau REHR (Juli 1986 bis März 
1987 halbtags) und Frau DREXLER (Juli 1986 bis November 
1988 halbtags; seitdem ganztags). 
Beziehergruppen 
Die Auflage der „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" 
beträgt zur Zeit 360, die zu 90 % an ständige Abnehmer 
ausgeliefert wird. 
. 
In der Bundesrepublik wird diese Zeitschrift an 34 Dienst­
stellen verteilt, zu deren amtlichen Aufgaben der Pflanzen­
schutz gehört, sowie an 41 unterschiedliche Institutionen, wie 
Bibliotheken, Hochschulinstitute, den AID, die Bundesstelle 
für Außenhandelsinformation und die Deutsche Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit (GTZ). 
Im Ausland erhalten 122 Institutionen in 31 Staaten die 
Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" regelmäßig. Zu 
diesen Beziehern gehören 14 Pflanzenschutzdienststellen, die 
Bibliothek der FAO in Rom, das Sekretariat der European 
Plant Protection Organization (EPPO) in Paris und die Gene­
raldirektion VI der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften in Brüssel. 
Inhalt 
Da die Kapazität der Zeitschrift begrenzt ist, konnten und 
können nicht alle amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen 
weltweit aufgenommen werden. Vollständig enthalten sind die 
Gesetze und Verordnungen der Bundesrepublik Deutschland, 
soweit sie die Arbeit der Pflanzenschutzdienste betreffen, wie 
z.B. das Pflanzenschutzgesetz, das Bundesnaturschutzgesetz,
die Bundesartenschutzverordnung und das Chemikalienge­
setz. Bei den ausländischen Pflanzenschutzbestimmungen
haben die phytosanitären Einfuhrvorschriften Vorrang, da 
diese von den 13 deutschen Pflanzenschutzdiensten bei der 
Ausfuhr bestimmter Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse zu 
beachten sind und dies wiederum in den Pflanzengesundheits­
zeugnissen, die solche Sendungen begleiten, mit Dienstsiegel
und Unterschrift amtlich zu bestätigen ist. Damit kommen die
Pflanzenschutzdienste einer Verpflichtung nach, die die Bun­
desrepublik Deutschland mit ihrem Beitritt zu dem Internatio­
nalen Pflanzenschutzübereinkommen von 1951 in Rom über­
nommen hat. (Die letzte Fassung dieses Übereinkommens
vom 28. November 1979 ist Gegenstand eines Gesetzes vom
12. August 1985 [BGB!. II 1985 S. 982].)
Die zunehmende Steuerung der phytosanitären Maßnah­
men innerhalb der Europäischen Gemeinschaften durch die 
Kommission der EG läßt sich auch aus den Inhaltsvereichnis­
sen der „Amtlichen Pflanzenschutzbestimmungen" ablesen: In 
Band 35 (1977) wurde die Richtlinie des Rates vom 21. 
Dezember 1976 über Maßnahmen zum Schutz gegen das Ver­
bringen von Schadorganismen der Pflanzen oder Pflanzene:­
zeugnisse in die Mitgliedstaaten (77/93/EWG) abgedruc�t. Bis 
einschließlich Band 52 (September 1989) kamen 77 Ande­
rungsrichtlinien und Entscheidungen hinzu. Insgesamt wurde� 
hierfür 251 Seiten benötigt. Da die Richtlinie 77/93/EWG mit 
ihren bisher 19 Änderungsrichtlinien nach Artikel 189 des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft vom 25. März 1957 (BGB!. II 1957 S. 766) den 
Mitgliedstaaten die Wahl der Form und der �it_tel üb_erläßt,
das Ziel der Richtlinie zu erreichen, müssen sie 111 nationales 
Recht umgesetzt werden. Da für die Pflanzenschutzdienste 
und den Handel wiederum eben diese phytosanitären Vor­
schriften der einzelnen Mitgliedstaaten verbindlich sind, müs­
sen auch sie - ins Deutsche übersetzt - in die „Amtlichen 
Pflanzenschutzbestimmungen" aufgenommen werden. Damit 
stieg die Anzahl der auf die Richtlinie 77/93/EWG zurückzu­
führenden Gesetzestexte ( einschließlich der bereits erwähnten 
78 EG-Texte) auf 219 Gesetzestexte mit 1565 Seiten an, d. h. 
das Thema „Phytosanitäre Maßnahmen der EG" füllt von den 
18 Bänden (ab Band 35) allein etwas mehr als sieben Bände. 
Die Bände 35 bis 52 (Juni 1976 bis September 1989) umfas­
sen 791 Gesetzestexte verschiedener Art, überwiegend natio­
nale Pflanzenschutzbestimmungen (aus 66 Staaten), von 
denen 425 (53,7 % ) aus zwölf Sprachen ins Deutsche zu über­
setzen waren. Von den insgesamt 3742 Textseiten dieser 18 
Bände entfielen 2331 Seiten, d. h. 62,3 % , auf übersetzte 
Vorschriften. 
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